
sowohl direkt als auch entsprechend — für unzulässig 
gehalten und dem Kassationsantrag aus diesem Grunde 
entsprochen hätte.

Dr. Franz T h o m s ,  Richter am Obersten Gericht

§ 9 FVerfO.
Einem Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung, 
mit der einem Ehegatten untersagt werden soll, den 
anderen zu mißhandeln, kann nicht deshalb das Rechts­
schutzbedürfnis versagt werden, weil der Antragsteller 
auch die Möglichkeit der Strafanzeige oder der An­
rufung eines gesellschaftlichen Gerichts hat.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Beschluß vom 25. Septem­
ber 1973 - 107 BCB 214/73.

Während des Ehescheidungsverfahrens der Parteien 
hatte die Klägerin beantragt, dem Verklagten im Wege 
der einstweiligen Anordnung zu untersagen, sie zu 
schlagen, zu bedrohen oder sonst zu mißhandeln. Das 
Stadtbezirksgericht hat diesen Antrag durch Beschluß 
zurückgewiesen, weil wegen der Möglichkeit einer Straf­
anzeige und der -Inanspruchnahme eines gesellschaft­
lichen Gerichts das Rechtsschutzbedürfnis dafür fehle. 
Die sofortige Beschwerde der Klägerin führte zur Auf­
hebung des angefochtenen Beschlusses.

Aus den G r ü n d e n :

In Übereinstimmung mit der Auffassung, die im Lehr­
buch „Das Zivilprozeßrecht der DDR“, Bd. 1, Berlin 
1957, S. 200 ff. (202), vertreten wird, ist davon auszu­
gehen, daß die Verneinung des Rechtsschutzbedürfnis­
ses nur auf wenige Ausnahmefälle beschränkt bleiben 
muß. Ein solcher Ausnahmefall ist z. B. gegeben, wenn 
die Rechtsordnung die Möglichkeit einer vereinfach­
ten, aber trotzdem wirksamen Durchsetzung eines sub­
jektiven Rechts bietet und deshalb keine Notwendig­
keit besteht, einen aufwendigeren Weg zu beschreifen. 
Diese Voraussetzungen liegen im gegebenen Fall aber 
nicht vor.
§ 9 FVerfO ermöglicht den Parteien des Eheverfahrens, 
auch über „sonstige für die Dauer des Verfahrens zu 
regelnde Angelegenheiten“ im Wege der einstweiligen 
Anordnung entscheiden zu lassen. Der Antrag auf Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung, mit der konkrete, sich 
aus der jeweiligen Ehesituation ergebende Verbote aus­
gesprochen werden sollen, kann im anhängigen Ehe­
verfahren mit geringem Aufwand und in der Regel 
auch mit größerer Beschleunigung bearbeitet werden, 
als das beispielsweise auf der Grundlage einer Straf­
anzeige wegen Körperverletzung oder durch Antrag auf 
Beratung eines Konfliktfalls vor dem gesellschaftlichen 
Gericht möglich ist. Überdies vermag die Androhung 
konkreter Maßnahmen für den Fall der Zuwiderhand­
lung gegen bestimmte, vom Gericht mit Rücksicht auf die 
Besonderheit des Einzelfalls erhobene Forderungen 
u. U. nachhaltiger der gesellschaftlichen Forderung nach 
einem angemessenen Verhalten in Ehe und Familie 
Nachdruck zu verleihen, als das eine abstrakte Straf­
drohung im StGB kann.
Der erzieherischen Aufgabe des Gerichts im Rahmen 
des § 2 GVG entspricht es ferner, nicht nur Sanktionen 
bei bereits erfolgten Verstößen zu verhängen, sondern 
der Wiederholung schwerer Unzuträglichkeiten zwi­
schen den Ehegatten vorzubeugen.
Aus diesen Gründen kann das Rechtsschutzbedürfnis 
für einen Antrag auf Untersagung von Tätlichkeiten 
oder Bedrohungen im Zuge der einstweiligen Anord­
nung nicht schlechthin verneint werden.
Das Stadtbezirksgericht hat den Antrag der Klägerin 
nunmehr sachlich zu prüfen.
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